
Der Norden soll
von Bayern lernen
KIEL. Schleswig-Holstein sollte nach
Ansicht des dortigen CDU-Fraktions-
chefs Daniel Günther inwichtigen Po-
litikfeldern von Bayern lernen. Als Bei-
spiele nannte Günther gestern die Ver-
kehrsinfrastruktur, die Inklusion und
denKampf gegenKriminalität. So zei-
ge Bayern, wiewichtig es sei, rechtzei-
tig ausreichend Planungskapazitäten
für Verkehrsvorhaben bereitzustellen.
Wohlstand entstehe dort, wo Infra-
struktur funktioniere, sagte der Vorsit-
zende der CSU-Landtagsfraktion, Tho-
mas Kreuzer, der auf EinladungGün-
thers nachKiel gekommenwar. Beide
Politiker hoben das Verbindende zwi-
schen ihren Parteien hervor, zwischen
denen sich auf Bundesebene in der
Flüchtlingspolitik starke Differenzen
offenbart hatten. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Hendricks kritisiert
Atomkraft-Pläne der EU
DÜSSELDORF/BERLIN. In der Debatte
über eine Stärkung der Atomkraft in
Europawendet sich Bundesumwelt-
ministerin Barbara Hendricks (SPD)
scharf gegen entsprechende Pläne der
EU-Kommission. „Das ist eine verrück-
te und unverantwortliche Idee“, sagte
Hendricks der in Düsseldorf erschei-
nenden „Rheinischen Post“. Es sei ein
Irrtum, „zu glauben,man könnemit
nochmehr Atomkraft das Klima ret-
ten“. Klimaschutz brauche dieWende
zu erneuerbaren Energien, sagte Hen-
dricksweiter. Nicht gebrauchtwerde
„ein Festhalten an einer veralteten und
kostspieligen Technologie, mit deren
Nutzungwir viele Generationen nach
uns unumkehrbar belasten“. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Deutschen ist die
Nachbarschaft wichtig
BERLIN. Ein Treppenhausplausch, ein
Werkzeugtausch über denGarten-
zaun hinweg oder der Babysitterein-
satz bei der Familie nebenan: Für 81
Prozent der Deutschen ist der Kontakt
zu denNachbarnwichtig, wie eine ges-
tern in Berlin veröffentlichte Umfrage
imAuftrag der Deutschen Bank und
der Initiative „Deutschland – Land der
Ideen“ zeigt. DasMeinungsfor-
schungsinstitut TNS Infratest befragte
imMärz etwa tausend Bürger über
14 Jahre. Frauen schätzenNachbar-
schaftsnetzwerke dabei nochmehr als
Männer. 40 Prozent von ihnen be-
zeichnen solcheNetzwerke sogar als
„sehrwichtig“. (afp)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Ausnahmezustand
in Venezuela
CARACAS.Neue Eskalation in Venezue-
la: Der sozialistische Präsident Nicolás
Maduro verleiht sich und demMilitär
Sondervollmachten, um die dramati-
sche Versorgungslage zu bekämpfen.
Die Oppositionwarnt vor einem
„Putsch“, weil auch ihre Rechtemit
demDekret eingeschränktwerden sol-
len. Die Sondervollmachten stehen in
Details eines veröffentlichtenDekrets
zur Verhängung des Ausnahmezu-
stands und des ökonomischenNot-
stands. Das Dekret sollte eigentlich
nur eine seit Januar geltendeNot-
standsverordnung umweitere 60 Tage
verlängern,mit demunter anderem
die Lebensmittelversorgung gesichert
werden soll. Die Details gehenweit
über das hinaus, was bisher bekannt
war und richten sich auch gegen die
Opposition, die über dieMehrheit im
Parlament verfügt. (dpa)
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POLITIK IN KÜRZE

Nicolás Maduro klammert sich an die
Macht. Foto: dpa

MÜNCHEN/REGENSBURG. Seit bald zehn
Monaten gilt sie in Bayern, doch pas-
siert ist bislang nicht allzu viel: Ganze
drei Mal haben sich seither Menschen
in Bayern an den Deutschen Mieter-
bund, kurz DMB, gewandt, um sich in
Sachen Mietpreisbremse beraten zu
lassen. Das zumindest sind die Fälle,
die Monika Schmid-Balzert, der Ge-
schäftsführerin des DMB Landesver-
bandes Bayern, bekannt sind. „Das
heißt aber nicht, dass die Mieten über-
all völlig ok sind“, sagt sie. Vielmehr
seien die Menschen gerade in den Bal-
lungsräumen wie München, Regens-
burg, Nürnberg und Augsburg häufig
so froh, überhaupt eine Wohnung zu
finden, dass sie auch überteuerte Mie-
ten in Kauf nähmen: „Die beißen in
den sauren Apfel, weil sie keinen Är-
ger mit dem neuen Vermieter haben
wollen.“

Berlin war das erste Bundesland,
das zum 1. Juni 2015 eine Mitpreis-
bremse einführte und damit das kurz
zuvor von der großen Koalition verab-
schiedete Gesetz umsetzte. Die Idee:
Wird eine Wohnung neu vermietet,
darf der Vermieter die Miete nur so
weit erhöhen, dass sie maximal zehn
Prozent über der örtlichen Vergleichs-
miete liegt. So sollte die teils rasante
Steigerung der Mieten begrenzt wer-
den. Doch eine vom Berliner Mieter-

bund in Auftrag gegebene Studie, die
Ende Mai veröffentlicht werden soll,
zieht ein ernüchterndes Fazit: In Ber-
lin seien die Mieten ein Jahr nach Ein-
führung der Mietpreisbremse im
Schnitt noch immer um 31 Prozent
höher als zulässig.

Keine Sanktionen

„Die Mietpreisbremse ist grundsätz-
lich ein gutes Mittel“, sagt Monika
Schmid-Balzert, „nur die Umsetzung
ist ein bisschen holprig gelaufen.“ So
liege die Beweislast momentan allein
beim Mieter, der sich aktiv gegen eine
zu hohe Miete wehren und notfalls
vor Gericht ziehen müsse. Auch mit
Sanktionenmüssen unlautere Vermie-
ter nicht rechnen: Sie müssen noch

nicht einmal die zu viel gezahlteMiete
vom ersten Tag an zurückzahlen, son-
dern erst von dem Tag an, an dem sich
derMieter beschwert. Und: Viele Kom-
munen, in denen die Mietpreisbremse
gilt, haben gar keinen offiziellen Miet-
preisspiegel, der als Grundlage für die
Berechnung der Maximalmiete dienen
könnte. All das führe dazu, dass die
Mietpreisbremse momentan so gut
wie gar nicht gezogenwerde.

Tatsächlich gibt es bislang keine
verlässlichen Daten darüber, ob die
Mietpreisbremse einen messbaren
Einfluss auf die Höhe der Mieten in
den 144 bayerischen Kommunen hat-
te, in denen sie zum 1. August vergan-
genen Jahres eingeführt wurde. Denn
nirgendwo wird registriert, zu wel-

chen Konditionen Wohnungen neu
vermietet werden. Allein die Anzeigen
in den Zeitungen und Immobilienpor-
talen sind ein Indikator dafür, wie sich
die Mieten entwickeln. So erhöhte
sich nach den Zahlen des Internetpor-
tals Immobilienscout24 der Quadrat-
metermietpreis in München zwischen
2007 und 2015 um 35,7 Prozent, in Re-
gensburg um 29,4 Prozent und in
Nürnberg zwischen 2010 und 2015 um
25,8 Prozent.

Mieten in Regensburg stagnieren

Im Regensburger Rathaus geht man
davon aus, dass die Mieten in der Stadt
momentan stagnieren. Das sagt Anton
Sedlmeier, Leiter im Amt für Stadtent-
wicklung. Ob dies allerdings ein Effekt
der Mietpreisbremse oder aber des ge-
stiegenen Wohnraumangebotes sei,
das lasse sich nicht feststellen: Seit
2014 seien in der Stadt 3000 neue
Wohneinheiten entstanden, weitere
1000 sollen heuer fertig werden, bis
2020 sollen in der Summe 9500 neue
Wohnungen zur Verfügung stehen.
Damit, sagt Sedlmeier, könne der prog-
nostizierte Wohnraumbedarf gedeckt
werden.

Dass der Markt auch ohne staatli-
che Eingriffe die Preise irgendwann
von alleine wieder herunter regelt, da-
von ist Steffen Sebastian, Professor für
Immobilienfinanzierung an der Uni-
versität Regensburg, überzeugt. Er hält
die Mietpreisbremse für kontrapro-
duktiv, da sie Investoren verunsichere
und Marktmechanismen ausschalte.
Die hohen Preise auf dem Mietmarkt
würden zwangsläufig zu einem stei-
genden Angebot führen, was wieder-
um die Preise sinken lasse. Das aller-
dings dauere einige Jahre.
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Mietpreisbremse zeigt kaumWirkung
VERBRAUCHERDas Gesetz soll-
te eigentlichWuchermieten
verhindern. Aber:Wer legt
sich schon gernmit seinem
Vermieter an?

In Ballungsräumen wie hier in Berlin, in München, Regensburg, Nürnberg und Augsburg sind die Menschen häufig so froh, überhaupt eine Wohnung zu fin-
den, dass sie auch überteuerte Mieten in Kauf nehmen. Foto: dpa

HAMBURG. Bundesjustizminister Heiko
Maas (SPD) hat die rechtspopulisti-
sche AfD in die Nähe autoritärer
Staatschefs wie Wladimir Putin oder
Recep Tayyip Erdogan gerückt. „Die
AfD – das sind Brüder im Geiste von
Wladimir Putin, Donald Trump und
Recep Tayyip Erdogan: nationalistisch,
autoritär und frauenfeindlich“,
schreibt Maas in einem am Dienstag
erschienenen Gastkommentar für
„Spiegel Online“.

„Unser Land hat eine trübe Vergan-
genheit, aber die Generation unserer
Eltern hat ein modernes Deutschland
geschaffen: weltoffen und liberal im
Innern, gute Nachbarn und friedliche
Partner nach außen. Eines ist klar – die
Rechtspopulisten sind keine gute Al-
ternative für Deutschland“, schreibt
Maas.

Der Justizminister warb dafür, die
inhaltliche Auseinandersetzung an-
hand des jüngst beschlossenen Grund-

satzprogramms der AfD zu su-
chen. „Sie muss sich an ihren
Worten festhalten lassen. Das
AfD-Programm ist der Fahrplan
in ein anderes Deutschland, in
das Deutschland von vorges-
tern“, heißt esweiter.

Kürzlich hatte SPD-Bundes-
vize Olaf Scholz ein Strategiepa-
pier zum Umgang mit der AfD
vorgelegt und gewarnt, die AfD
zu dämonisieren. (afp)

PARTEIENDer Bundesjustizminister vergleicht die Rechtspopulistenmit Putin und Erdogan

Maasknöpft sich dieAfDvor

Justizminister
Heiko Maas

Foto: dpa

ass gut gemeint
nicht immer gut

gemacht ist, ist eine
Binsenweisheit, die
sich leider auch bei
derMietpreisbremse
zu bewahrheiten
scheint. VonAnfang
an hatte siemit dem
Makel zu kämpfen,
dassmangelhafte oder gar ganz feh-
lendeMietspiegel ihreWirkung
einzuschränken drohten. Dass sie
nun aber nahezu völlig wirkungslos
die Immobilienmärkte der Groß-
städteweiter den Steilhang der
Mietpreissteigerungen hinaufrasen
lässt, dass überrascht doch viele.

D Allen voran diejenigen,
die sich vomwunderbar
gewähltenNamen des
neuenGesetzes irrefüh-
ren ließen: Eine Bremse,
so solltemanmeinen,
wird betätigt und führt
je nach Zugkraft zur
Verlangsamung oder gar
zu augenblicklichem

Stillstand. Dass es in einer Gemen-
gelage aus Niedrigzinsumfeld, Urba-
nisierung undGentrifizierung uto-
pisch ist, mit einer einzigenMaß-
nahme denAnstieg derMietpreise
zu verlangsamen oder gar zu stop-
pen, das geriet da schnell aus dem
Blickfeld.
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